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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Sparkassen d�rfen f�r Leistungen, die sie aufgrund gesetzlicher oder nebenvertraglicher Pflichten erbringen m�ssen

oder die sie ausschließlich im eigenen Interesse vornehmen, keine Entgelte verlangen. Dies hat der BGH mit Urteil

vom 21.4.2009 – XI ZR 78/08 – klargestellt und unter anderem deshalb Nr. 17 Abs. 2 S. 1 AGB-Sparkassen f�r unzul�s-

sig erkl�rt. Die Regelung der Allgemeinen Gesch�ftsbedingungen benachteilige Verbraucher unangemessen und sei

deswegen nach § 307 BGB unwirksam. Die Praxisfolgen der Entscheidung zeigt der Kommentar von Graf von West-

phalen auf, der zu dem Schluss kommt, dass das Urteil im Ergebnis weit mehr Fragen aufwirft als Antworten bereit-

stehen.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Zul�ssigkeit einer Lehrerbewertung

im Internet

Mit Urteil vom 23.6.2009 – VI ZR 196/08 – hat

der BGH entschieden, dass die Leistungsbewer-

tung der Kl�gerin als Lehrerin mit Namensnen-

nung durch Sch�ler auf der Website www.spick

mich.de, die von den Beklagten gestaltet und

verwaltet wird, zul�ssig ist. Unter den Umst�n-

den des Streitfalls hat der BGH die Erhebung,

Speicherung und �bermittlung der Daten trotz

der fehlenden Einwilligung der Kl�gerin f�r

statthaft gehalten, da nach § 29 BDSG ein Grund

zu der Annahme eines schutzw�rdigen Interes-

ses an dem Ausschluss der Datenerhebung und

-speicherung nicht gegeben war. Dass die Be-

wertungen anonym abgegeben werden, macht

sie nicht unzul�ssig, weil das Recht auf Mei-

nungsfreiheit nicht an die Zuordnung der �uße-

rung an ein bestimmtes Individuum gebunden

ist. Die Meinungsfreiheit umfasst grunds�tzlich

das Recht, das Verbreitungsmedium frei zu be-

stimmen.
(Quelle: PM BGH vom 23.6.2009)

BGH: Insolvenzanfechtungsklage –

europarechtliche internationale

Zust�ndigkeit deutscher Gerichte

Mit Urteil vom 19.5.2009 – IX ZR 39/06 – hat der

BGH entschieden: Art. 3 Abs. 1 EuInsVO ist dahin

auszulegen, dass die Gerichte des Mitgliedstaa-

tes, in dessen Gebiet das Insolvenzverfahren er-

�ffnet worden ist, f�r eine Insolvenzanfech-

tungsklage gegen einen Anfechtungsgegner zu-

st�ndig sind, der seinen satzungsm�ßigen Sitz

in einem anderen Mitgliedstaat hat. Sind die

deutschen Gerichte f�r eine Insolvenzanfech-

tungsklage europarechtlich international zust�n-

dig, ohne dass nach den allgemeinen deutschen

Gerichtsstandsbestimmungen eine �rtliche Zu-

st�ndigkeit begr�ndet w�re, ist das sachlich zu-

st�ndige Streitgericht f�r den Sitz des er�ffnen-

den Insolvenzgerichts ausschließlich �rtlich zu-

st�ndig.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2009-1425-1

unter www.betriebs-berater.de

LG Hamburg: Schadensersatz f�r K�ufer

von Lehman-Zertifikaten

Das LG Hamburg hat mit Urteil vom 23.6.2009 –

310 O 4/09 – entschieden, dass die Hamburger

Sparkasse (Haspa) einem Anleger wegen fehler-

hafter Beratung beim Verkauf von Anleihen der

zusammengebrochenen Lehman-Bank Scha-

densersatz zahlen muss. Die Sparkasse habe ihre

Pflicht der anlagegerechten Beratung schuldhaft

verletzt, stellte das LG fest. Es bem�ngelte vor al-

lem, dass die Haspa ihren Kunden nicht �ber die

fehlende Einlagensicherung, die H�he der Ge-

winnmarge und ihr eigenes Interesse am Ver-

kauf der Lehman-Zertifikate informiert habe. Die

Tatsache, dass die Sparkasse ihren Kunden nicht

�ber das Risiko einer Insolvenz von Lehman auf-

gekl�rt hatte, wertete das Gericht dagegen nicht

als Pflichtverletzung.
(Quelle: FTD online vom 23.6.2009)

Finanzkrise
EU-Rat: Reform der Finanzaufsicht

Die EU-Staats- und Regierungschefs haben sich

am 19.6.2009 auf Grundz�ge einer Reform der

Finanzaufsicht verst�ndigt. Angestrebt ist ein

Zwei-S�ulen-System: Ein bei der Europ�ischen

Zentralbank angesiedelter Europ�ischer Rat f�r

Systemrisiken soll Fr�hwarnungen und unver-

bindliche Empfehlungen abgeben. Zudem sol-

len drei schon bestehende EU-Aufsichtsgremien

f�r den Banken-, Versicherungs- und Wertpa-

piersektor zu Beh�rden aufgewertet und mitei-

nander und den nationalen Beh�rden vernetzt

werden. Auf diese Weise sollen vor allem grenz-

�berschreitende Finanzunternehmen wirksamer

kontrolliert werden.
(Quelle: Regierung online vom 19.6.2009)

Bundestag: VorstAG beschlossen

Der Deutsche Bundestag hat am 18.6.2009 das

Gesetz zur Angemessenheit der Vorstandsverg�-

tung (VorstAG) verabschiedet. Um k�nftig lang-

fristige Verhaltensanreize zu erreichen, werden

variable Verg�tungsbestandteile eine mehrj�hri-

ge Bemessungsgrundlage haben und f�r Aktien-

optionsprogramme gelten l�ngere Aus�bungs-

fristen. Die Festsetzung einer konkreten Verg�-

tungsh�he ist nicht bezweckt.
(Quelle: PM BMJ vom 18.6.2009)

Dazu demn�chst der �berblicksbeitrag von

Bosse sowie vertiefend Theusinger/Annuß. Vgl.

hierzu auch die Meldung im Arbeitsrecht auf

S. 1469.

Gesetzgebung
Bundestag: E-Justice im Grundbuch-

verfahren

Der Deutsche Bundestag hat am 18.6.2009 das

Gesetz zur Einf�hrung des elektronischen

Rechtsverkehrs und der elektronischen Akte im

Grundbuchverfahren beschlossen. Damit wird

der rechtliche Rahmen f�r E-Justice im Grund-

buchverfahren abgesteckt. Dar�ber hinaus ent-

h�lt das Gesetz Regelungen, um den Gesell-

schaften b�rgerlichen Rechts (sog. BGB-Gesell-

schaften oder GbR) nach der Anerkennung ihrer

Rechtsf�higkeit durch den BGH weiterhin eine

verl�ssliche und effektive Teilnahme am Grund-

st�cksverkehr zu erm�glichen.
(Quelle: PM BMJ vom 18.6.2009)

Bundestag: Gesetze zum internationalen

Designschutz verabschiedet

Der Deutsche Bundestag hat am 18.6.2009 zwei

Gesetze zum internationalen Designschutz ver-

abschiedet. Mit den Gesetzen werden das De-

signrecht (das so genannte Geschmacksmuster-

recht) international auf den neusten Stand ge-

bracht und die Voraussetzungen f�r die Ratifika-

tion der Genfer Akte geschaffen.
(Quelle: PM BMJ vom 18.6.2009)

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. Nils Krause, Hamburg; RA Dr. K. Jan Schiffer,
Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich Graf vonWestphalen, K�ln
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